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DB-Aufsichtsrat: Vorstand muss im Tarifkonflikt hart
bleiben

Neuer Vorschlag zur Zukunftssicherung der DB AG

(Berlin, 15. November 2007) Der Aufsichtsrat der DB AG hat sich zu einer
Sondersitzung getroffen, um Berichte des Vorstands zu dem Thema "Streik der
GDL-Lokführer" und "Privatisierung" zu hören und zu erörtern.

Als Ergebnis stellt der Aufsichtsrat fest:

Aufsichtsrat und Vorstand sind in Sorge, dass eine politische Absage des Gangs
auf den Kapitalmarkt unabsehbare negative Konsequenzen für die DB AG haben
wird. Denn nur unter der Voraussetzung der Zuführung privaten Kapitals ist durch
die hervorragende Arbeit auf allen Ebenen der DB AG ein ertragskräftiger und
national wie international wettbewerbsfähiger Logistikkonzern entstanden.

Aufsichtsrat und Vorstand begrüßen deswegen die im Koalitionsausschuss
erörterten neuen Überlegungen zur Sicherung der Zukunft durch Zuführung von
Kapital über den Bundeshaushalt hinaus. Wenn die DB AG als integrierter Konzern
erhalten bleibt und damit die Arbeitnehmerinteressen geschützt bleiben, ist auch
die Beteiligung privater Kapitalgeber (bis zu 49,9%) nur an der "Verkehrs-AG" als
Tochter der DB AG ein aus Sicht aller Vertreter des Aufsichtsrats praktikabler Weg.

In Sachen Streik stützt der Aufsichtsrat die Position des Vorstands, nicht auf die
Forderung der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) nach Auflösung
der Tarifeinheit einzugehen, auch wenn diese unentwegt weiter streiken sollte.Der
Aufsichtsrat bittet die GDL, mit dem Vorstand der DB AG in Verhandlungen
einzutreten.
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